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Zum Zeitpunkt des Erscheinens dieses Heftes liegt der 
3. Oktober 1990 ziemlich genau dreißig Jahre zurück. An 
diesem Tag wurde die deutsche Einheit vollzogen und 
damit änderten sich das Koordinatensystem und auch die 
Zielrichtung der Außen-und Sicherheitspolitik der neuen 
Bundesrepublik Deutschland. Aus Anlass dieses Jubilä-
ums hat die Redaktion der Zeitschrift SIRIUS zahlreiche 
Experten gebeten eine Bilanz der deutschen Außenpolitik 
der letzten dreißig Jahre zu ziehen.

Das Heft beginnt mit einem kritischen Artikel von 
Prof. Dr.  Heribert Dieter zur Bilanz deutscher Außen-
politik seit 1990. Innerhalb der Europäischen Union sei 
Deutschland mittlerweile der wichtigste Akteur, dessen 
Gewicht in der gegenwärtigen Krise noch einmal gewach-
sen wäre. Deutschland habe auch für die Artikulation 
europäischer Positionen in der internationalen Politik 
eine hohe Bedeutung. Allerdings bedeute dies noch lange 
nicht, dass Deutschland eine akzeptierte Führungsmacht 
sei. Deutsche Außenpolitiker geben zwar stets vor, im Inte-
resse aller Europäer zu handeln und betonen auch regel-
mäßig die Bedeutung multilateralen Foren. Tatsächlich 
orientiere sich deutsche Außenpolitik vor allem an wirt-
schaftlichen Interessen Deutschlands. Das sei besonders 
an der Politik gegenüber der Volksrepublik China erkenn-
bar.

Der zweite Artikel von Prof. Dr.  Hanns W. Maull be- 
fasst sich mit Multilateralismus als herausragendem 
Element deutscher Außenpolitik. Er kommt zu dem 
Ergebnis, dass Multilateralismus die deutsche Außen- und 
Sicherheitspolitik seit ihren Anfängen in sehr spezifischer 
Weise charakterisiere. Der Verfasser gibt einen Über-
blick über die Voraussetzungen, die historische Entwick-
lung, die spezifischen Ausprägungen und die Ergebnisse 
dieser Politik seit Gründung der Bundesrepublik. Der 
Beitrag kommt zu dem Ergebnis, dass die Bundesrepublik 
Deutschland auch in Zukunft über keine Alternative zu 
einer multilateralistischen Außen- und Sicherheitspolitik 
verfüge. Diese stünde jedoch vor neuen und besonders 
schwierigen Herausforderungen. Etliche der Rahmenbe-
dingungen, die Deutschlands Außenpolitik in der Vergan-
genheit so erfolgreich agieren ließen, würden nicht mehr 
bestehen oder seien gefährdet.

Dr. Hannes Adomeit bilanziert die deutsche Russ-
landpolitik seit 1990, die durch das Bestreben gekenn-
zeichnet war, gute bilaterale Beziehungen zu Moskau 
aufzubauen. Diese Politik muss heute als gescheitert 

angesehen werden. Dieser Artikel analysiert, wie es dazu 
kommen konnte, dass sich all die Hoffnungen und Erwar-
tungen, die sich 1990 mit dem in Moskau unterzeichne-
ten Vertrag über die abschließende Regelung in Bezug 
auf Deutschland und der Charta von Paris für ein neues 
Europa verbanden, zerschlagen haben. Er fragt, warum 
sowohl die Vision einer deutsch-russischen „strategischen 
Partnerschaft“ als auch ihre beabsichtigte Konkretisierung 
durch eine „Modernisierungspartnerschaft“ gescheitert 
sind. Der Artikel sieht die Erklärung für diese Entwicklung 
in der russischen Innenpolitik. Die russische Machtelite 
konnte auf die Angebote Deutschlands (und der EU) auf 
eine enge „Verflechtung“ und umfassende Zusammen-
arbeit nicht eingehen, weil diese ihren Wahrnehmungen 
zufolge den Machterhalt im eigenen Land und in der von 
ihr deklarierten Einflusssphäre in Mittel- und Osteuropa 
gefährdet hätten.

Der Beitrag von Dr. Andreas Umland kritisiert das jahr-
zehntelange Bestreben der deutschen Russlandpolitik, 
durch den Aufbau wirtschaftlicher Interdependenz 
einen Beitrag zum Frieden zu leisten. Der Verfasser 
gelangt zu dem Ergebnis, dass eher das Gegenteil der Fall 
gewesen sei. Mit den Projekten Nordstream 1 und Nord-
stream 2 werde die gegenseitige Abhängigkeit zwischen 
Russland und der Ukraine aufgehoben, die für mehr als 
zwei Jahrzehnte dazu beigetragen habe, dass Russland die 
Ukraine auf gleicher Augenhöhe behandelt habe. Seitdem 
Nordstream 1 Gas aus Russland direkt nach Deutsch-
land transportiere (2013) habe Russland begonnen, die 
Ukraine mit militärischen Mittel zu destabilisieren, mit 
Fertigstellung von Nordstream 2 werde sich dieser Trend 
fortsetzen. Die Verringerung der wirtschaftlichen Interde-
pendenz infolge der Umleitung sibirischer Gasexporte in 
die neue Ostsee-Pipeline habe zu einem Territorialkonflikt 
zwischen der Ukraine und Russland geführt, der an Ent-
wicklungen erinnert, die zuvor in Moldau und Georgien 
stattgefunden hatten.

Der Beitrag von Prof. Dr.  Ulrich Schlie bilanziert 
die deutsche Sicherheitspolitik seit 1990 unter dem 
Gesichtspunkt von ressortübergreifendem Sicher-
heitsverständnis und gesamtstaatlicher Sicherheits-
vorsorge. Er arbeitet das fehlende Bewusstsein für den 
Zusammenhang zwischen Diplomatie und Militärstrate-
gie in historischer Perspektive heraus und identifiziert die 
damit verbundene strategische Lücke bei der Formulie-
rung und Implementierung der praktischen Außen- und 
Sicherheitspolitik. Diese zeige sich insbesondere bei den 
außenpolitischen Debatten im Bundestag und einem 
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wenig ausgeprägten ressortgemeinsamen, sicherheitspo-
litischen Verständnis der Auslandseinsätze der Bundes-
wehr. Für eine vorausschauende, strategisch aufgestellte 
Sicherheitspolitik fehlten ressortübergreifende Planungs- 
und Analysekapazitäten, sowie die Bereitschaft, Außenpo-
litik, Wirtschaftspolitik und Militärstrategie ganzheitlich 
zu denken und in einem gemeinsamen sicherheitspoliti-
schen Konzept umzusetzen.

Der Artikel von Brigadegeneral a.  D. Rainer Meyer 
zum Felde setzt sich kritisch mit der deutschen Ver-
teidigungspolitik nach 2014 auseinander. Während die 
Bundesregierung die konzeptionellen Beschlüsse der 
NATO-Gipfel seit 2014 zur Stärkung der Bündnisverteidi-
gung konstruktiv mitgestaltet habe, lasse die Umsetzung 
dieser Beschlüsse gravierende Defizite erkennen. Die Rea-
lisierung der geleisteten langfristigen Zusagen droht zu 
scheitern. Es fehle am politischen Konsens der Koalitions-
parteien, bei den wichtigsten Zusagen Wort zu halten. Die 
deutsche Politik müsse zum Münchner Konsens größerer 
Verantwortungsbereitschaft zurückfinden und darf einer 
weiteren transatlantischen Entfremdung nicht Vorschub 
leisten.

Der Beitrag von Dr.  Oliver Thränert befasst sich mit 
der deutschen Politik im Bereich der Nichtverbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen. Das vereinte 
Deutschland setze sich mit Nachdruck für die Abrüstung 
und Nichtverbreitung dieser Waffen ein. Zielkonflikte mit 
verteidigungspolitischen Interessen wie seine Beteiligung 
an der nuklearen Teilhabe innerhalb der NATO oder wirt-
schaftlichen Interessen habe Deutschland bislang meis-
tern können. Besonders sichtbar sei Deutschlands Wirken 
bei den internationalen diplomatischen Bemühungen 
gewesen, Iran vom Erwerb von Atomwaffen fernzuhalten. 
Da sich die Abrüstungs- und Nichtverbreitungsregime 
aber in tiefen Krisen befänden, komme auf Deutschland – 

gemeinsam mit Partnern – viel Arbeit zu, um auch künftig 
die Verbreitung von ABC-Waffen zu verhindern.

Professor Dr. Stefan Fröhlich zieht eine im Wesentli-
chen positive Bilanz der deutschen Außen- und Sicher-
heitspolitik und lenkt den Blick nach vorne. Zwar werde 
die politische Stärke Berlins von manchen Beobachtern 
nach wie vor mehr als Risiko denn als Chance Europas 
gesehen. Unabhängig davon aber habe Berlin in den drei 
großen Krisen der vergangenen Jahre (Euro-, Ukraine- und 
Flüchtlingskrise), mit Ausnahme in der Flüchtlingskrise, 
nie im Alleingang gehandelt, sondern habe sich als prag-
matische, durchaus erfolgreiche Führungsmacht erwie-
sen, die in Zusammenarbeit mit seinen Bündnispartnern 
agiere. Dies gelte auch für die aktuelle Herausforderung 
der Bewältigung der Corona-Pandemie. Darüber hinaus 
habe Deutschland mehrfach mit früheren außen- und 
sicherheitspolitischen Tabus gebrochen.

Diese Beiträge können natürlich nur einen Teil der 
Debatte wiedergeben. Die Redaktion von SIRIUS wird sich 
bemühen in den kommenden Heften auch andere Aspekte 
der deutschen Außenpolitik zu analysieren.

Die Kurzanalyse von Dr.  Hans-Jochen Luhmann 
befasst sich mit einer interessanten Initiative amerika-
nischer Bundesstaaten, der zufolge bei künftigen Präsi-
dentschaftswahlen das Ergebnis des national votes aus-
schlaggebend dafür sein soll, wer die Wahl gewinnt.

Die Besprechungen strategischer Studien befassen 
sich dieses Mal mit den Schwerpunkten „Russland“, den 
„wirtschaftlichen Dimensionen internationaler Sicher-
heit“ sowie dem „Nahen Osten“ und „Europa“. Die Buch-
besprechungen umfassen unterschiedlichen Themen von 
der Wahrscheinlichkeit von Kriegen bis hin zu grundsätz-
lichen Fragen von Abschreckung.
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